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Inhaltswarnung/Triggerwarnung  
 
Im nachfolgenden Text werden Worte genutzt und Themen angesprochen, die bei manchen 
Menschen negative Reaktionen und Gefühle hervorrufen können. 
 
Bitte sei/seien Sie achtsam, falls das bei Dir/Ihnen der Fall ist. 
 

 

 

Dieses Konzept wurde erarbeitet durch die Arbeitsgruppe Fürsorge- und Schutzkonzept des 

BUND. Es ist auf Grundlage von Literaturrecherchen und Beratungen durch inmedio, insbe-

sondere Holger Specht, entstanden. Es wurde von Luise Scholz und Helen Garber an die 

Besonderheiten des BUND Sachsen angepasst. 
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1. Vorwort 
Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V. (BUND) ist dank seiner Mitglieder, 

Aktiven, Unterstützer*innen und Mitarbeiter*innen einer der größten Umwelt- und Naturschutz-

verbände Deutschlands. Er setzt sich für ein nachhaltiges, zukunftsfähiges und lebenswertes 

Leben für Alle ein. 

Gemäß der Satzung des Bundesverbandes duldet der BUND keine rassistischen, fremden-

feindlichen und menschenrechtswidrigen Auffassungen und tritt gegen jede Art von Diskrimi-

nierung und Gewalt ein. Dies gilt auch für den BUND Sachsen e.V. Mit seinem Verhaltensko-

dex bekennt sich der BUND ergänzend zu einem gewaltfreien und respektvollen Miteinander 

sowie zu einem sensiblen und bewussten Umgang mit ungleichen Machtverhältnissen. Dies 

gilt u.a. für alle Treffen, Veranstaltungen, Diskussionen und Korrespondenzen. 

In dem Bewusstsein, dass Diskriminierungen und sexualisierte Gewalt überall auf der Welt 

und in allen gesellschaftlichen Bereichen vorkommen können, hat der BUND Bundesverband 

ein Fürsorge- und Schutzkonzept entwickelt, das für den BUND Landesverband Sachsen an-

gepasst wurde. Das Konzept greift sowohl Bedarfe und Bedürfnisse der Menschen im BUND 

auf als auch organisatorische Möglichkeiten und trägt den gesetzlichen Anforderungen und 

Bestimmungen Rechnung. Dazu gehören Maßnahmen zur Prävention von Diskriminierung 

und sexualisierter Gewalt und entschlossenes Handeln bei Vorfällen mit entsprechenden Re-

geln und Konsequenzen sowie maximaler Transparenz bei gleichzeitig gebotener Vertraulich-

keit. 

Denn alle ehren- und hauptamtlich Tätigen im BUND Sachsen sollen sich sicher fühlen und 

den größtmöglichen Schutz erfahren, unabhängig von ihrer ethnischen Herkunft, ihrem Ge-

schlecht, ihrer sexuellen Identität, ihrer Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, ih-

res Alters, ihres Status oder ihrer Position. 

 

2. Ziel des Fürsorge- und Schutzkonzepts 
Der BUND Sachsen möchte alle ehrenamtlich Aktiven und hauptamtlichen Mitarbeiter*innen 

vor jeder Form von Gewalt, Diskriminierung und Machtmissbrauch schützen. Das vorliegende 

Fürsorge- und Schutzkonzept erklärt, wie das gelingen kann. 

Wenn es um Gewalt, Diskriminierung oder Machtmissbrauch geht, sind viele Menschen ver-

unsichert und wissen nicht, was sie tun, an wen sie sich wenden und wie sie helfen können. 

Deshalb erläutert das Fürsorge- und Schutzkonzept Handlungsmöglichkeiten und Zuständig-

keiten. 

Das Fürsorge- und Schutzkonzept hilft allen Menschen im BUND Landesverband Sachsen, 

Gewalt zu erkennen und sich gegenseitig zu unterstützen. 

Außerdem dient es dazu,  

 zu verdeutlichen, dass es Risiken gibt, gegen die auch etwas getan werden kann, 

 betroffene und beobachtende Personen handlungsfähig werden zu lassen und so eine 

Kultur des Ansprechens zu etablieren, 

 mit Präventionsmaßnahmen vorzubeugen, damit Gewalt, Diskriminierung und Macht-

missbrauch nicht passieren, 

 das Beschwerdeverfahren darzustellen, 

 und eine angemessene Aufarbeitung zu gewährleisten. 

 

Selbstverständnis dieses Konzepts ist, dass niemand selbst die Schuld trägt, wenn ihm*ihr 

sexualisierte Gewalt und Diskriminierung widerfahren, und dass jegliche Übergriffe Konse-

quenzen haben müssen, in Abhängigkeit von der Schwere der Erfahrung. 
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3. Definitionen 
Um uns innerhalb des BUND über die Themen Diskriminierung, sexualisierte Belästigung und 

Gewalt sowie Machtmissbrauch austauschen zu können, bedarf es einer gemeinsamen Spra-

che und eines einheitlichen Verständnisses. Dabei ist zu beachten, dass sowohl Sprache als 

auch die dahinterliegenden Werte einem Wandel unterliegen und deswegen immer wieder 

Anpassungen und Aushandlungen erfolgen. 

 

3.1 Was ist Macht?  
Der Begriff Macht beschreibt Abhängigkeits- oder Überlegenheitsverhältnisse, d. h. die Mög-

lichkeit der Machthabenden, ohne Zustimmung, gegen den Willen oder trotz Widerstandes 

anderer die eigenen Ziele durchzusetzen und die eigenen Bedürfnisse zu befriedigen. Macht 

kann von Personen, Gruppen, Organisationen, Verbänden ausgeübt werden oder von gesell-

schaftlichen (wirtschaftlichen, technischen, rechtlichen, kulturell-religiös geprägten) Strukturen 

ausgehen. Demzufolge wird zwischen persönlicher und sozialer Macht sowie Machtstrukturen 

unterschieden. 

Macht ist auch die Möglichkeit, Menschen, Situationen und Entscheidungen zu beeinflussen. 

Menschen, die diskriminieren, belästigen oder Gewalt ausüben, nutzen ihre Macht, ihren Ein-

fluss und Machtasymmetrien (un)bewusst zu ihrem Vorteil aus. Grundsätzlich verfügt jeder 

Mensch  – je nach Situation – über Macht, weshalb die Reflexion der eigenen Macht unab-

dingbar ist. 

Gleichzeitig gilt, dass unsere Gesellschaft – und damit auch gesellschaftliche Strukturen wie 

Organisationen und Verbände – systemische Unterdrückungsstrukturen, Machtmissbrauch 

und Diskriminierungen verinnerlicht hat. Das gilt für Rassismus, Klassismus, Sexismus, Alters-

diskriminierung und andere Diskriminierungsformen. Ihnen ist gemeinsam, dass Machun-

gleichheiten gewaltvoll genutzt werden, um eigene Wünsche oder Bedürfnisse oder die einer 

privilegierten Gruppe zu befriedigen. 

 

3.2 Was ist Gewalt? 
Gewalt kann direkt und indirekt sein. Gewalt kann einmal und wiederkehrend passieren. Ge-

walt kann erlebt und beobachtet werden. Sie kann u.a. psychisch, körperlich und strukturell 

sein und in unterschiedlichen Formen ausgeübt werden.1 Maßgeblich für die Bewertung des 

Verhaltens, d. h. ob es gewaltvoll ist und in welcher Form, ist das subjektive Gefühl der be-

troffenen Person und nicht die Intention des gezeigten Verhaltens. 

 

3.3 Was ist sexualisierte Belästigung und Gewalt2? 
Sexualisierte Gewalt existiert in vielen Abstufungen von Grenzverletzungen ohne Körperkon-

takt bis hin zu schweren körperlichen Gewaltakten. 

Sexualisierte Gewalt ist eine alters- und geschlechtsunabhängige Überschreitung individueller 

Grenzen. Sie bezeichnet jede sexualisierte Handlung, die gegen den Willen an Anderen vor-

genommen wird. 

Sexualisierte Gewalt ist ein Ausdruck von Demütigung und Aggression, dem Ausnutzen von 

Privilegien und Macht, wodurch einseitig Bedürfnisse befriedigt werden. 

 

 

                                                           
1 Es gibt keine allgemeingültige Definition von Gewalt. Sie kann bspw. über Sprache, Ausgrenzung, Freiheitsent-

zug etc. ausgeübt werden. Siehe auch https://www.gewaltinfo.at/fachwissen/definition-gewalt.html   

2 Der Begriff „sexualisierte Gewalt“ macht deutlich, dass es sich um eine Gewalttat handelt, die mittels sexueller 

Übergriffe ihren Ausdruck findet. Häufig wird der Begriff des „Missbrauchs“ verwendet, von dem wir uns distanzie-

ren, da dieser suggeriert, dass es einen erlaubten „Gebrauch“ geben kann. Dies ist jedoch rechtlich und moralisch 

untragbar.   
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Arten sexualisierter Belästigung und Gewalt 

Grenzverletzungen Übergriffigkeit Nötigung/Überwältigung 

 ohne herabwürdigende, 
sexuelle Absicht 

 aus Unwissenheit 

 aufgrund fehlender 
Wahrnehmung von 
(Scham)Grenzen 

 nicht durch die bewusste 
Ausübung von Machtpo-
sitionen 

 absichtlich – planvoll 

 Missachtung von 
(Scham)Grenzen – auch 
durch mehrfaches Igno-
rieren von „Nein“ 

 (un)bewusstes Ausnut-
zen von Macht(asymmet-
rien) 

 wenn bewusst, dann 
strategisch und planvoll 

 wie bei übergriffigem 
Verhalten und in jedem 
Fall strategisch und plan-
voll 

 radikale Verletzung der 
sexuellen Selbstbestim-
mung (Straftatbestand) 

nach Holger Specht, Elisa Kassin, Willibald Walter 

angelehnt an Ursula Enders u.a. „Zur Differenzierung zwischen Grenzverletzungen, Übergriffen und 

strafrechtlich relevanten Formen der Gewalt im pädagogischen Alltag“, 2010 

 

3.4 Was ist Diskriminierung? 
Diskriminierung bezeichnet die Benachteiligung oder Herabwürdigung von Gruppen oder ein-

zelnen Personen nach Maßgabe bestimmter Vorstellungen oder aufgrund unreflektierter, z. T. 

auch unbewusster Einstellungen, Vorurteile oder emotionaler Assoziationen. 

Diskriminierungen haben oft sowohl eine individuell-persönliche als auch eine systemisch- 

strukturelle Ebene. 

Diskriminierung im Arbeitsleben ist nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 

anhand von sechs Merkmalen verboten. Dazu zählen Benachteiligungen aus rassistischen 

Gründen oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltan-

schauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität. 

Darüber hinaus gibt es auch andere Benachteiligungen wie bspw. Klassismus, Bildungshinter-

grund, Sprache/Dialekt. Eine Definition aller Formen bleibt vermutlich unvollkommen. 

 

Arten von Diskriminierungen 

Grenzverletzungen Übergriffigkeit Nötigung/Überwältigung 

Diese sind 

 ohne Absicht 

 aus Unwissenheit 

 aufgrund fehlender 
Wahrnehmung von (per-
sönlichen) Grenzen 

 nicht beabsichtigt diskri-
minierend 

 nicht durch die bewusste 
Ausübung von Machtpo-
sitionen 

Diese sind 

 absichtlich – planvoll 

 bewusst ausgrenzend 

 unter Missachtung von 
Widerspruch – auch Drit-
ter 

 durch die bewusste Aus-
übung von Machtpositio-
nen 

Diese ist 

 wie bei grenzüberschrei-
tendem Verhalten 

 eine bewusste Verlet-
zung der Würde des 
Menschen 

 ein Straftatbestand 

nach Holger Specht, Willibald Walter 

angelehnt an Ursula Enders u.a. „Zur Differenzierung zwischen Grenzverletzungen, Übergriffen und 

strafrechtlich relevanten Formen der Gewalt im pädagogischen Alltag“, 2010 

 

3.5 Intersektionalität bei Diskriminierungen, sexualisierter Belästigung und Ge-

walt 
Von intersektionaler oder mehrdimensionaler Diskriminierung wird gesprochen, wenn Men-

schen von unterschiedlichen Diskriminierungsformen gleichzeitig betroffen sind, diese sich ge-

genseitig beeinflussen und/oder verstärken können. 
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Vereinfacht bedeutet dies: Jeder Mensch hat mehrere Identitäten – bspw. die nationale oder 

soziale Herkunft, das Geschlecht, die sexuelle Orientierung, das Alter, die Religion oder die 

psychische und physische Verfassung. Ungleichbehandlung kann an einem Merkmal stattfin-

den. Gleichzeitig kann eine Person in verschiedenen Konstellationen auch anhand mehrerer 

(Identitäts-)Merkmale Benachteiligung erfahren. Damit verändert sich ihre Diskriminierungser-

fahrung und neue Diskriminierungsdimensionen entstehen. 

Um individuellen, strukturellen und institutionellen Diskriminierungen, sexualisierter Belästi-

gung und Gewalt entgegenzuwirken, ist es wichtig, sich dieser möglichen Erfahrungen und 

Dimensionen bewusst zu machen und zu wissen, dass es Menschen gibt, die im selben Kon-

text stärker benachteiligt sind als andere. Für die Fallbearbeitung gilt es diese Ungleichheiten 

genauso mitzudenken, wie für die Aufarbeitung. All dies mit dem Ziel, dass niemand, egal 

welcher Identität(en), Erfahrungen von Ausgrenzung macht, strukturelle Barrieren erlebt oder 

Gewalt erfährt. 

 

4. Geltungsbereich des Fürsorge- und Schutzkonzeptes 
Dieses Fürsorge- und Schutzkonzept gilt für alle Hauptamtlichen und ehrenamtlich Aktiven des 

BUND Landesverbands Sachsen. Die BUNDjugend Sachsen entwickelt ihr eigenes Konzept 

in Rücksprache mit dem BUND Sachsen und insbesondere angepasst auf die Zielgruppe der 

minderjährigen Mitglieder und Aktiven. 

Im Folgenden werden die unterschiedlichen Strukturen und Geltungsbereiche benannt: 

 Alle Beschäftigten der Landesgeschäftsstelle des BUND Sachsen und der BUNDju-

gend auf Landesebene,  

 Alle Beschäftigten der Regional- und Ortsgruppen des BUND Sachsen und der BUND-

jugend auf Regional- und Ortsebene, sowie alle Menschen, die vom Landesverband 

angestellt sind, 

 Alle Mitglieder in Landesverbandsgremien, z. B. Landesvorstand, Landesdelegierten-

versammlung oder Landessrat, Landesarbeitskreise, sowie Gremien der Orts- und Re-

gionalgruppen, 

 Alle Mitglieder im BUND- und BUNDjugend-Landesverband Sachsen 

 Alle Aktiven auf Ebene des BUND- und BUNDjugend-Landesverbands Sachsen, z. B. 

zeitlich befristete Arbeitsgruppen, 

 Alle Aktiven auf Ebene des BUND und der BUNDjugend in Orts- und Regionalgruppen, 

 Alle Menschen, die im Namen des BUND (bspw. auf Beschluss des Landesvorstands) 

in externen Gremien, Organisationen und Institutionen aktiv sind, 

 Alle Menschen, die an BUND-Veranstaltungen als Gäste, Referent*innen etc. teilneh-

men, 

 Personen, die über die Zentralstelle BUND einen Bundesfreiwilligendienst in einer ver-

bandlichen oder externen BFD-Einsatzstelle ableisten (bei Fällen, die im Zusammen-

hang mit der BFD-Durchführung oder Teilnahme an BFD-Seminaren auftreten), 

 Seminartrainer*innen und Beschäftigte der Seminarhäuser 

Fürsorge und Schutz für den oben genannten Personenbereich ist gleichermaßen gegeben 

für Situationen mit Menschen außerhalb des BUND Sachsen (z. B. Telefon- und E-Mail-Kon-

takte). Auch diese Fälle können gemeldet werden. 

 

5. Risikoanalyse 
Die Analyse dient der Bewusstmachung von potenziellen Barrieren, Risikosituationen und Ge-

fahren von Diskriminierungen und Gewalt. Diese sollen so gering wie möglich gehalten wer-

den. Sie kann und sollte genutzt werden, um bspw. Veranstaltungen auf Barrieren und Risiken 

zu überprüfen – mit dem Ziel, eine Teilnahme von möglichst Vielen zu ermöglichen. 
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Beispiele von Barrieren, Gefahren, Risiken im BUND Landesverband Sachsen: 

 Übernachtungs- und Transportsituationen 

• Treffen an abgelegenen Orten 

• Treffen mit Übernachtung 

• Autofahrten 

 Räumliche Gegebenheiten (z.B. große/leere Geschäftsstelle, Barrieren für mobilitäts-

eingeschränkte Menschen) 

 Abendveranstaltungen (insbesondere mit Alkohol) 

 Arbeitseinsätze draußen (z. B. im Wald, auf Wiesen) 

 Virtuelle Besprechungen (z. B. Videokonferenzen, Chats) 

 Digitale Kommunikation (z. B. Soziale Medien, E-Mail) 

 Demonstrationen (z. B. Unübersichtlichkeit, Menschenauflauf, emotionale Ausnahme-

situation, Intervention seitens der Polizei) 

 Unklare Arbeitsbeziehungen (z. B. Ehrenamt, Schnittstelle Landesverbände Bundes-

verband) 

 (Teilnahme an) Externe Veranstaltungen 

 Personaleinstellungen/Beförderungen 

Die im Rahmen des Konzepts erarbeitete Risikoanalyse ist angewiesen auf Rückmeldung. 

Daher sollten alle relevanten Gremien des BUND Sachsen in den ersten zwei Jahren der An-

wendung dieses Konzepts eine Risikoanalyse durchführen. Dies gilt auch für BUND-Veran-

staltungen und andere Arbeitszusammenhänge. Dafür kann Unterstützung seitens der Lan-

desgeschäftsstelle eingeholt werden. Die Ergebnisse der Risikoanalysen werden an si-

cher@bund-sachsen.de gemeldet, die Liste wird dann vervollständigt und Maßnahmen ergrif-

fen bzw. Anpassungen vorgenommen. 

 

6. Prävention 
Im Sinne einer zielorientierten Präventionsarbeit wird die Sensibilität der Ehren- und Haupt-

amtlichen für Grenzverletzungen und Diskriminierungen mit verschiedenen Maßnahmen und 

Angeboten geschult. Es wird ein Umsetzungsplan bis 2030 erstellt, wann welche Ziele für eine 

effektive Präventionsarbeit erreicht werden sollen. Das Fürsorge- und Schutzkonzept wird alle 

zwei Jahre auf Aktualität überprüft und gegebenenfalls erweitert. 

 

6.1  Ausbildung von qualifizierten Ansprechpersonen 
Eine qualifizierte Ansprechperson ist eine haupt- oder ehrenamtlich tätige Person des BUND, 

die für Präventionsmaßnahmen, Fallmeldung und -bearbeitung speziell qualifiziert wurde und 

bei Bedarf auch weiterhin professionell unterstützt werden kann. Hierfür werden vier freiwillige 

und interessierte Menschen ausgewählt und geschult. Zwei hauptamtliche Personen werden 

Hauptansprechperson für die Hauptamtlichen sein, zwei ehrenamtliche Personen hauptver-

antwortlich für die Ehrenamtlichen. Die Ansprechpersonen agieren ehrenamtlich in dieser 

Rolle. Die beiden Ansprechpersonen für die Hauptamtlichen werden in einer freien, geheimen 

Wahl für drei Jahre von allen Angestellten des BUND Sachsen, inklusive der Angestellten der 

Regional- und Ortsgruppen, gewählt. Alle drei Jahre ernennt der Vorstand auf der LDV neue 

Ansprechpersonen für die Ehrenamtlichen. Nach der Ernennung haben die Mitglieder 14 Tage 

Zeit, Einwände gegen die Auswahl beim Vorstand einzureichen. Wenn keine Einwände 

mailto:sicher@bund-sachsen.de
mailto:sicher@bund-sachsen.de
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eingehen, wird die Ernennung endgültig. Je eine Ansprechperson der Haupt- und Ehrenamtli-

chen soll eine FLINTA-Person sein, die anderen beiden Personen können frei gewählt werden. 

Die Schulungen dieser Personen erfolgen über externe Angebote. Ziel ist es, jedes Jahr eine 

Ansprechperson, die noch keine vertieften Kompetenzen besitzt, auszubilden. Alle Ansprech-

personen können sich gegenseitig unterstützen und absprechen.  

Zudem können sich Ehren- und Hauptamtliche an die Ansprechperson des BUND Bundesver-

bandes wenden. Diese kann beratend zur Seite stehen aber keine Schritte einleiten, solange 

nicht mindestens eine Person aus dem Bundesverband in den Fall involviert ist.  

 

6.2 Gezielte Schulungen für Menschen aus dem Geltungsbereich 
Es wird eine gezielte Grundsensibilisierung aller relevanter Menschen des Geltungsbereichs 

zum Thema sexualisierte Gewalt und Diskriminierungen sowie über die Möglichkeiten im 

BUND (Fürsorge- und Schutzkonzept, Ansprechpersonen etc.) angestrebt (siehe Anhang 

„Umsetzungsplan bis 2030“ zur genaueren Umsetzung dieser gezielten Sensibilisierung).  

 

6.3 Schulungen über die BUND-Akademie 
Durch passende Angebote werden Grundschulungen (z. B. zur Sensibilisierung zu diskrimi-

nierungssensibler (analoger und digitaler) Kommunikation) von Hauptamtlichen und ehrenamt-

lich Aktiven durchgeführt. Diese sollen über die BUND-Akademie angeboten werden. Sie die-

nen der Erarbeitung eines tieferen Verständnisses in Bezug auf sexualisierte Gewalt und Dis-

kriminierungen und werden unterschiedliche Aspekte aufnehmen. 

 

6.4 Regelmäßiges Thema in Gremien des Landesverbands 
In den Sitzungen wird als feststehender Tagesordnungspunkt einmal jährlich über den Stand 

der Umsetzung informiert und für die Themen sensibilisiert. Die Handbücher der Gremien wer-

den um den Hinweis auf das Fürsorge- und Schutzkonzept erweitert. 

 

6.5 Informationsmaterialien 
Die ausgewiesen qualifizierten Ansprechpersonen sorgen für die Verbreitung, den Aushang 

und ggf. die Auslage (z. B. in den Landesgeschäftsstellen) von Informationsmaterialien (wie 

Postern, Infos auf der Homepage, PowerPoint-Folien) zum Zwecke der Aufklärung und Sen-

sibilisierung. Hierfür kann auf die Informationsmaterialien des Bundesverbands oder anderer 

qualifizierter Einrichtungen zurückgegriffen werden. 

 

6.6 Ausgewiesene Ansprechpersonen auf BUND-Veranstaltungen 
Perspektivisch wird es angestrebt ein Awareness Team zu schulen, das bei Veranstaltungen 

Zeit hat und Räume schafft, sodass sich alle Menschen frei und sicher fühlen können. Sie sind 

sensibilisiert dafür, dass es Situationen gibt, in denen Grenzen anderer überschritten werden 

oder wurden und können entsprechende Maßnahmen einleiten. 

 

7. Intervention 
Erfahrungsgemäß gleicht sich das Beschwerdeverfahren, wohingegen die Konsequenzen, d. 

h. die Entscheidungs- und Umgangswege, im Haupt- und Ehrenamt unterschiedlich sind. Dies 

ist bedingt durch die unterschiedlichen gesetzlichen Verpflichtungen, die Arbeitgeber gegen-

über Mitarbeiter*innen haben. 

Mit nachfolgend beschriebenem Verfahren sollen Menschen, die sexualisierte Gewalt und Dis-

kriminierungen erfahren oder beobachtet haben, ermächtigt werden, diese Vorfälle zu melden. 

Allgemein wird empfohlen: 



9 

 

 dem Gegenüber, wenn in der Situation möglich, verstehen zu geben, dass sein*ihr 

Verhalten nicht erwünscht ist. 

 sich Hilfe und Unterstützung bei einer ausgewiesen qualifizierten Ansprechperson zu 

holen. 

 Kontakt zu einer externen Beratungsstelle zu suchen, die psycho-sozial und emotional 

entlasten und bei eventuell folgenden Schritten unterstützen kann. 

 den Vorfall/die Vorfälle möglichst genau zu dokumentieren (Ort, Zeit, Beteiligte, Wort-

wahl, Handlungen etc.). 

 

7.1 Vorgehen bei Fallmeldungen 
Im Folgenden werden der Ablauf und die Verantwortlichkeiten im Rahmen des Interventions-

verfahrens oder dem Beschwerdeverfahren beschrieben. 

Der BUND Sachsen nimmt jede Meldung ernst und behandelt jeden Fall äußerst sensibel, 

zügig und diskret, um alle Beteiligten zu schützen. Wir wollen alle unterstützen, Fälle zu mel-

den und sich an uns zu wenden. 

Dabei ist handlungsleitend die Prämisse: Jede Meldung ist ein Fall, der eine vertrauliche Inter-

vention nach sich zieht, denn Fälle von Diskriminierung und sexualisierter Gewalt gehen weit 

über die meldende und gemeldete Person hinaus. Dabei gilt es, die Fürsorgepflichten zu wah-

ren – allen voran die des sich meldenden Menschen und des gemeldeten Menschen. 

 

7.2 An wen kann ich mich wenden? 
Grundsätzlich kann sich ein meldender Mensch (selbst betroffen oder beobachtend) an jede 

andere Person ihres Vertrauens wenden (Vertrauensperson). Dabei stehen das Vertrauen und 

nicht die Qualifikation im Vordergrund. 

Die Vertrauensperson kann, muss aber nicht, eine der ausgewiesenen qualifizierten Ansprech-

personen sein. 

Der meldende Mensch entscheidet sowohl, mit welcher Anonymität bzw. welcher Offenheit 

er*sie berichtet, als auch über den Weg – per Mail, per Telefon oder im persönlichen Gespräch 

– den er*sie wählt. (Kontakt: siehe Anhang III) 

 

7.3 Aufgabe von Vertrauensperson/qualifizierter Ansprechperson 
Wenn die Vertrauensperson nicht qualifiziert ist, dann wendet sie sich an die ausgewiesen 

qualifizierte Ansprechperson des Haupt- oder Ehrenamts, die entsprechend des Konzepts den 

Fall behandelt. 

Ist die Vertrauensperson in Personalunion auch qualifizierte Ansprechperson, ist sie für den 

Fall und das Einleiten des Beschwerdeverfahrens zuständig. 

Sowohl die Vertrauensperson als auch die qualifizierte Ansprechperson sowie im weiteren 

Verlauf andere Personen sind zur Vertraulichkeit verpflichtet. 

 

7.4 Beschwerdeverfahren 
Das Beschwerdeverfahren des BUND Sachsen bei gemeldeten Fällen von sexualisierter und 

diskriminierender Gewalt läuft wie folgt ab: 

 

7.4.1 Erstkontakt/Fallmeldung 

1. Die ausgewiesen qualifizierte Ansprechperson nimmt die Beschwerde vollumfänglich 

und ohne Wertung entgegen. Es geht ums Zuhören und Erfassen der zu meldenden 

Situation, die aus Sicht des meldenden Menschen irritierend, störend, ggf. verletzend 

war. 
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2. Meldende Menschen werden maximal anonymisiert und alle Interventionsschritte wer-

den mit ihnen rückbesprochen und reflektiert, bevor sie umgesetzt werden – sofern das 

gewünscht ist. 

3. Der geschilderte Fall wird von der ausgewiesen qualifizierten Ansprechperson doku-

mentiert. 

4. Sie richtet ein Interventionsteam ein. 

 

7.4.2 Fallklärung 

1. Das Interventionsteam besteht aus drei bis sieben Personen. Wir richten uns dabei 

nach dem Grundsatz: So viele wie nötig, so wenige wie möglich. 

2. 2/3 der Personen im Interventionsteam sind für die Fallklärung qualifizierte Personen. 

3. Auf Geschlechterparität wird geachtet. 

4. Vor Beginn der Fallklärung wird eine Vertraulichkeitserklärung von allen Personen im 

Interventionsteam, die an dem gemeldeten Fall arbeiten, unterzeichnet. Grundsätzlich 

gilt: Offenheit im Team und absolute Vertraulichkeit nach außen. 

5. Dem Interventionsteam gehören in jedem Fall drei Personen an: 

a. die mit der Fallmeldung betraute qualifizierte Ansprechperson, 

b. eine weitere qualifizierte Ansprechperson, 

c. eine Person mit Entscheidungsbefugnis – diese können bspw. Landesvorsit-

zende oder die Geschäftsführung sein. 

6. Außerdem können dem Interventionsteam je nach Einordnung des Falles und nach 

Bedarf angehören: 

a. Weitere qualifizierte Ansprechpersonen, 

b. (Externe) Personen mit juristischer Expertise (insbesondere bei schwerwiegen-

den Sanktionsmaßnahmen), 

c. (Externe) Personen mit psychologischer Expertise, 

d. Personen aus dem relevanten Umfeld. 

7. Die Zusammensetzung des Interventionsteams nach in Punkt 1 benanntem Grundsatz 

wird von den unter Punkt 5 genannten Personen entschieden. Sie kann sich je nach 

Entwicklung des Falls auch ändern. 

8. Das Interventionsteam plant die weiteren Prozessschritte, bündelt die Informationen, 

bewertet das Risiko, verständigt sich auf Klärungsfragen und überlegt, wer eingebun-

den und mit wem eine Rückkopplung stattfinden muss. 

9. Führung aller erforderlichen Gespräche, auch mit dem gemeldeten Menschen durch 

Mitglieder des Interventionsteams (ggf. Arbeitsteilung). 

10. Erstellung eines Berichtes mit Empfehlung für Maßnahmen. 

 

7.4.3 Maßnahmen und Auswertung 

1. Entscheidung über Maßnahmen (ggf. Sanktionen) sowie Rehabilitierung bei Fehlbe-

schuldigung nach Maßgabe der Empfehlungen des Interventionsteams (siehe Bericht). 

2. Maßnahmen und Sanktionen können z.B. sein: Besuch einer Informationsveranstal-

tung, Coaching zur Stabilisierung einer Verhaltensänderung, Entschuldigung, Ge-

spräch mit der qualifizierten Ansprechperson, Konfliktvermittlung/Mediation, Sensibili-

sierungstrainings, Ermahnung, Abmahnung, Kündigung, Verbandsausschluss. 

3. Die Entscheidung, ob und wenn ja welche internen und/oder (arbeitsrechtlichen) Maß-

nahmen/Sanktionen unternommen werden, fällt die Landesgeschäftsführung/die Lan-

desvorsitzenden in letzter Instanz, vorausgesetzt, sie sind nicht in den Fall involviert. 

Die beteiligten Personen sind zu absoluter Verschwiegenheit verpflichtet. 

4. Erstellung eines Abschlussberichtes und Dokumentation aller erforderlichen Informati-

onen und Entscheidungen (Datenschutz) durch qualifizierte Ansprechperson 
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5. Der BUND Sachsen e. V. als Organisation hat keine Anzeigepflicht. Ob ein strafrecht-

lich relevanter Fall gegenüber den Strafverfolgungsbehörden angezeigt wird, entschei-

det letztlich der meldende Mensch. Der BUND bietet an, Personen in diesem Schritt zu 

unterstützen. 

6. Die Landesgeschäftsführung/die Landesvorsitzenden tragen dafür Sorge, dass ein zu 

Unrecht gemeldeter Menschen bestmöglich rehabilitiert wird. 

7. Wer eine Person absichtlich falsch beschuldigt, muss ebenfalls mit angemessenen 

Sanktionen rechnen. 

 

8. Monitoring und Weiterentwicklung des vorliegenden Konzeptes 
Der Landesvorstand und die Landesgeschäftsführung des BUND sind dafür verantwortlich, 

dass dieses Konzept überprüft, aktualisiert und an die gesetzlichen und organisatorischen Ent-

wicklungen angepasst wird, um ihre dauerhafte Einhaltung zu gewährleisten. Hierbei fließen 

auch die Ergebnisse der Risikoanalysen ein. 

Zu diesem Zweck treffen sich eine Person aus dem Landesvorstand, der Landesgeschäftsfüh-

rung, dem Betriebsrat (falls vorhanden), der internen Ansprechperson sowie bei Bedarf weite-

ren qualifizierten Personen, um die Umsetzung und Aktualität des Konzeptes zu überprüfen. 

Die Anpassung und Fortschreibung des Konzeptes basiert auf Lernerfahrungen, der Auswer-

tung der bearbeiteten Fallmeldungen, Rückmeldungen von haupt- und ehrenamtlichen Mitar-

beiter*innen sowie möglichen Änderungen in der Gesetzgebung. 

Die Ergebnisse der Weiterentwicklung und Fortschreibung des Fürsorge- und Schutzkonzepts 

werden allen Gremien und Mitarbeiter*innen bekanntgegeben (siehe Geltungsbereich). 

 

9. Beschluss, Bekanntgabe und Inkrafttreten 
Dieses Konzept wurde am 22.03.2025 von der Landesdelegiertenversammlung beschlossen. 

Allen ehrenamtlich Aktiven und hauptamtlichen Mitarbeiter*innen des BUND Landesverbands 

Sachsen e.V. wird das Konzept in geeigneter Form bekannt gemacht. Die Kenntnisnahme wird 

für Hauptamtliche mit einer Unterschrift, analog zur Datenschutzvereinbarung, unterzeichnet. 

Das Fürsorge- und Schutzkonzept tritt nach Bekanntgabe an alle im Geltungsbereich genann-

ten Personen (Gruppen) in Kraft und spätestens am 22.03.2025.  
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Anhang I – Falldokumentation 
 

Basisdaten 

Wichtig: Es müssen keine Namen genannt werden. 

 
Eingang der Beschwerde am TT.MM.JJJJ 

Eingegangen bei Vorname, Nachname 

Eingang erfolgte schriftlich (E-Mail | Post) 

 
mündlich (Gespräch | Telefonat) 

  

Fallmeldende(r) Mensch(en) [mM] Vorname(n), Nachname(n) 

Position/Tätigkeit beim BUND  

  

Direkt Betroffene(r) Mensch(en) 
(kann auch der fallmeldende Mensch sein) 

Vorname(n), Nachname(n) 

Position/Tätigkeit beim BUND  

  

Gemeldete(r) Mensch(en)  Vorname(n), Nachname(n) 

Position/Tätigkeit beim BUND  

  

Andere wissende Menschen 

Wer innerhalb des BUND weiß noch davon? 

• Vertrauensmenschen 

• Zeug*innen/Beobachter*innen 

• Vorgesetzte 

• Betriebsrat 

• Weitere 

Vorname(n), Nachname(n) 

 

 

Fallmeldung/Sachverhalt 

 

Was ist passiert aus Sicht des melden-

den Menschen? 

 

Wo ist es passiert?  

 

 

Wann ist es passiert? Datum TT.MM.JJJJ | Uhrzeit HH.MM 

 
Zeitraum TT.MM.JJJJ bis TT.MM.JJJJ 
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Falldifferenzierung 

 
Entscheidung X Begründung/Hintergründe 

H
ä

u
fi
g

k
e
it
 

Ein mM, einmalige Gewalt   

Ein mM, einmalige Gewalt   

begrenzter Zeitraum  

über längeren Zeitraum  

Mehrere mM, ein gM   

Strukturelle Gewalt   

    

A
s
y
m

m
e
tr

ie
n
 

Zugehörigkeit zu   
privilegierten/vulnerablen 

Gruppen 
(bspw. Herkunft, Pass/ohne Pass, 

Erstsprache Deutsch) 

Andere Statusunterschiede   
(bspw. Dauer der Zugehörigkeit, 

Qualifikationen, Kompetenzen) 

Hierarchische Unterschiede   
(bspw. Führungskraft/ 

Mitarbeiter*in, gewähltes 

Amt/ohne gewähltes Amt, 

Ehrenamt/Hauptamt) 

    

D
if
fe

re
n

z
ie

ru
n

g
 s

e
x
u
a

lis
ie

rt
e
 

B
e

lä
s
ti
g
u

n
g

 u
n

d
 G

e
w

a
lt
 

Grenzverletzendes Verhalten   

Übergriffiges Verhalten   

Nötigendes/Überwältigendes 

Verhalten 

  



 

 
 

Entscheidung X Begründung/Hintergründe 

D
if
fe

re
n

z
ie

ru
n

g
 

D
is

-

k
ri
m

in
ie

ru
n

g
e
n

 (
1

) 

Grenzverletzendes Verhalten   

Grenzüberschreitendes Verhal-

ten 

  

Nötigendes/Überwältigendes 

Verhalten 

  

D
if
fe

re
n

z
ie

ru
n

g
 

D
is

k
ri
m

in
ie

ru
n

g
e
n

 (
2
) 

Um welches Merkmal handelt 

es sich? 

  

Lebensalter  

Geschlecht  

Sexuelle Identität  

Sexuelle Orientierung  

Herkunft  

Behinderung  

Religion/Weltanschauung  

Anderes Merkmal  

 
Entscheidung X Begründung/Hintergründe 

 

K
o

n
k
re

ti
s
ie

ru
n

g
e
n
 

Erhärtet oder erwiesen   

begründet   

vage   

unbegründet 
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Das Interventionsteam 

Der meldende Mensch kontaktiert eine 

ausgewiesen qualifizierte Ansprechperson. 

Meldender Mensch hat grenzverletzendes oder –überschreitendes, übergriffiges oder nötigendes 

Verhalten selbst erlebt oder beobachtet. Von ihr ausgehend greift folgendes Verfahren. 

Die Vertrauensperson meldet den Fall der 

ausgewiesen qualifizierten Ansprechperson. 

Der meldende Mensch kontaktiert eine 

Vertrauensperson. 

Die ausgewiesen qualifizierte Ansprechperson hört zu und dokumentiert den Erstkontakt. 

Die ausgewiesen qualifizierte Ansprechperson klärt das weitere Vorgehen mit dem meldenden 

Menschen. Eine Vertraulichkeitserklärung wird unterschrieben. 

Die ausgewiesen qualifizierte Ansprechperson informiert eine weitere qualifizierte Ansprechper-

son und eine Person mit Entscheidungskompetenz. Gemeinsam bilden sie das Interventionsteam. 

• entscheidet, ob es weitere Personen für die Fallbearbeitung benötigt, und wenn ja, welche 
dies sind. 

• plant die weiteren Prozessschritte. 

• klärt über Vertraulichkeitsregelungen und Transparenz auf. 

• bündelt die Informationen. 

• bewertet das Risiko. 

• verständigt sich auf Klärungsfragen. 

• überlegt, wer eingebunden und mit wem eine Rückkoppelung stattfinden muss. 

• führt alle erforderlichen Gespräche. 

• entscheidet über die zu ergreifenden Maßnahmen (Sanktionen, Rehabilitation). 

Die ausgewiesen qualifizierte Ansprechperson erstellt einen maximal anonymisierten Abschluss-

bericht. Dieser wird gemäß DGSVO aufbewahrt. 



 

 
 

Anhang III – Kontakte 
 

III.1 Interne Kontakte für die Fallmeldung 
Jede*r Betroffene und jede*r Zeug*in kann sich jederzeit an eine von ihm*ihr gewählte in-

terne oder externe Vertrauensperson bzw. Anlaufstelle wenden. Interne Anlaufstellen und 

Ansprechpersonen beim BUND für Betroffene sind: 

Unsere BUND Sachsen internen Ansprechpersonen sind: 

 Jutta Wieding: jutta.wieding@bund-sachsen.de (primär für Ehrenamtliche) 

 René Quittenbaum: rene.quittenbaum@bund-sachsen.de (primär für Ehrenamtliche) 

 Luise Scholz: luise.scholz@bund-sachsen.de (primär für Hauptamtliche)  

 Kornelia Bodach: kornelia.bodach@bund-sachsen.de (primär für Hauptamtliche)  

 Ihr könnt sie unter ihren persönlichen E-Mail-Adressen erreichen oder zusammen un-

ter sicher@bund-sachsen.de 

 Weitere Kontakte für eine Fallmeldung können sein: Der Betriebsrat, persönlich oder 

per Mail an betriebsrat@bund-sachsen.de 

 

III.2 Externe unabhängige Anlauf-/Beratungsstellen 
 Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“ des Bundesamtes für Familie und zivilge-

sellschaftliche Aufgaben 

Telefon: 08000 - 116 016 

www.hilfetelefon.de 

 

 Psychosozialer Krisendienst 

Telefon: 0351 - 8041616 

www.dresden.de/krisendienst  
 

 Landesarbeitsgemeinschaft Sexualisierte Gewalt – Prävention und Intervention 

in Sachsen e.V. 

Telefon Arbeitsbereich Kinder und Jugendliche: 0351 - 89 66 98 60 

Telefon Arbeitsbereich Erwachsene: 0351 - 89 66 98 61 

E-Mail: kontakt@sgpi-sachsen.de 

https://www.sgpi-sachsen.de/  

 

 MUT „Traumahilfe für Männer“: unabhängige Beratung und Begleitung für Män-

ner 

Telefon: 030 - 80 61 00 77 

E-Mail: anfrage@mut-traumahilfe.de 

https://hilfefuerjungs.de/mut/  

 
 Verband der Beratungsstellen für Betroffene rechter, rassistischer und 

antisemitischer Gewalt: Beratung und Unterstützung in allen Bundesländern  
   
 

 Polizei Notruf: 110  
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